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A. Einleitung 

 

Die zunehmend enge internationale Verflechtung politischer und wirtschaftlicher Ambitionen 

hat dazu geführt, dass in den vergangenen Jahren verstärkt Wirtschaftssanktionen als Mittel 

zur Durchsetzung politischer Interessen eingesetzt wurden. Die Vermeidung militärischer 

Konflikte und die Intention, für bestimmte Staaten den Zugang zu atomarer Bewaffnung zu 

verhindern, hat die internationale Staatengemeinschaft veranlasst, gegen die Islamische Re-

publik Iran (im Folgenden auch kurz: (der) Iran) Wirtschaftssanktionen zu verhängen. Diese 

Sanktionen werden seit 2006 ständig erweitert, somit verschärft und komplexer. Sie verfolgen 

das Ziel, dem Iran die Anreicherung und Wiederaufbereitung von Uran zu erschweren bzw. 

das Vertrauen in den Iran im Hinblick auf eine ausschließlich friedliche Nutzung seines Nuk-

learprogramms aufzubauen und alle Fragen hierzu entsprechend offen zu regeln.  

Konkret fordern die Vereinten Nationen
1
 den Iran auf, IAEO

2
-Inspektionen zuzulassen, denn 

die Staatsmacht unter Führung von Ayatollah Ali Khamenei wird verdächtigt, unter dem 

Deckmantel einer zivilen Forschung an der Entwicklung von Atomwaffen zu arbeiten. Zu-

rückzuführen ist diese Verdächtigung auf die entdeckte nukleare Tätigkeit des Irans im Jahre 

2003, die bis dato vor der IAEO geheim gehalten wurde.
3
 Das iranische Staatsoberhaupt

4
 hat 

dieser Intention bereits mehrfach widersprochen und die Vorwürfe streng von sich gewiesen.  

 

Trotz der Sanktionen haben deutsche Firmen im Jahre 2014 Waren im Wert von ungefähr 

2,39 Milliarden Euro in den Iran geliefert
5
 und Deutschland ist daher nach wie vor einer der 

wichtigsten Handelspartner.  

Aufgrund der vermehrten Anwendung und Erweiterung von Embargos entstehen besonders 

auf zivilrechtlicher Ebene immer mehr Unklarheiten und Unsicherheiten für deutsche (und 

iranische) Unternehmen, inwieweit sie Geschäfte wie gewohnt tätigen können. Sie sehen sich 

daher teilweise sogar stark in ihrer Geschäftsfreiheit eingeschränkt und sind gefordert, sich 

                                                           
1 Englisch: United Nations (UN), häufig auch UNO abgekürzt für United Nations Organization. 
2
 Die Internationale Atomenergie-Organisation (IAEO), englisch: International Atomic Energy Agency (IAEA). 

3
 Jansen/Oertel, Verschärfung des Iran-Embargos, RIW 2010, 695. 

4 Ayatollah Ali Khamenei. 
5
 Offiziell wurden Waren in Wert von 2,39 Milliarden Euro in den Iran geliefert, was aber nur den direkten  

Handel betrifft. Der Gesamtwert scheint daher weit höher zu liegen; 

http://de.statista.com/statistik/daten/studie/386316/umfrage/aussenhandel-zwischen-deutschland-und-iran/;  

zuletzt aufgerufen am 25.10.2015. 
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mit der Gewichtung zwischen politischen Zielen und privatrechtlichen Bedingungen zu arran-

gieren. So spürt Deutschland als einer der Embargo verhängenden Staaten ebenso seine wirt-

schaftlichen Folgen und verliert lukrative Geschäftspartner im dortigen Wirtschaftsraum.  

 

Diese Arbeit untersucht die Rechtsgrundlagen und die Modalitäten von Vertragsstörungen bei 

internationalen Handelsgeschäften, hier genauer die Störung des Warenexports von Deutsch-

land in den Iran durch ein Wirtschaftsembargo, dargestellt aus der Perspektive des BGB und 

des iranischen Rechts/Scharia. 

Die Fokussierung der Problematik auf die beiden kulturell unterschiedlichen Rechtssysteme 

BGB und iranisches Recht/Scharia gilt somit einer höchst aktuellen Fragestellung. Die Zu-

nahme wirtschaftlicher und politischer Prozesse, Opportunitäten und Handlungsmaximen 

sowie die mit dieser Dynamik verbundene Komplexität und Unbestimmtheit der Reaktionen 

auf drohende Gefahren führt dazu, dass Änderungen im Außenwirtschaftsrecht in dichter Fre-

quenz aufeinander folgen.  

 

Die Forschungsfrage als handlungsleitender Impuls der Untersuchung lautet daher: Wie gehen 

die beiden, doch sehr unterschiedlichen Rechtssysteme mit den Sanktionen um bzw. welche 

Auswirkungen können die Sanktionen auf Kaufverträge zwischen iranischen und deutschen 

Geschäftspartnern haben? Um dieser Forschungsfrage gerecht zu werden, bedarf es erst ein-

mal einer Untersuchung des iranischen Rechtssystems, um die in der Islamischen Republik 

Iran inhärenten Widersprüche aufzudecken bzw. einer Klärung der Frage, inwieweit die Scha-

ria Einfluss auf das iranische Recht hat.  

 

Die Arbeit beleuchtet zunächst die Begriffe der Vertragsstörung und des Wirtschaftsembargos 

(Kapitel B. und C.) inklusive der vielfältigen Gestaltungsmöglichkeiten und Ermächtigungs-

grundlagen sowie die internationalen handelsrechtlichen Regularien (Kapitel D.). Sie analy-

siert den Begriff der Scharia als Schlüsselbegriff im islamischen Rechtsdenken (Kapitel E.) 

und betrachtet dessen Einflüsse auf das iranische Recht (Kapitel F. IV. „Das iranische Rechts-

system“). Um die rechtliche Situation in der Islamischen Republik Iran deutlich zu machen, 

wird in Kapitel F. I.-III. auf die Historie der Islamischen Republik Iran eingegangen, um so 

das heutige Staatssystem zu erklären. Im nachfolgenden Kapitel „Vertragsstörungen und die 

Folgen nach deutschem Recht“ untersucht die Arbeit exemplarisch Kaufverträge, die jeweils 
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vor bzw. nach Inkrafttreten eines Embargos geschlossen wurden, in Hinsicht auf die gesetzli-

chen Grundlagen des BGB, gefolgt von Kapitel H., welches sich mit den Folgen nach irani-

schem Recht beschäftigt. Interessant sind hier solche Konstellationen, in denen die Handels-

partner diesbezüglich keine vertraglichen Regelungen vereinbart haben, besonders angesichts 

der Tatsache, dass es keinen internationalen Gerichtshof für Handelsstreitigkeiten zwischen 

zwei privaten Parteien gibt.
6
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           
6
 Der Internationale Gerichtshof in Den Haag setzt sich zwar auch mit internationalen Wirtschaftsstreitigkeiten 

auseinander, Parteien können jedoch nur Staaten sein und keine privaten Kaufleute. Vgl. Gildeggen/Willburger, 

Internationale Handelsgeschäfte, München 2012, 265 f.  
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B. Begriff der Vertragsstörung 

 

Der Begriff der Vertragsstörung bezeichnet allgemein eine Störung der Leistungserbringung, 

wie sie in einem Vertrag zwischen den Vertragsparteien vereinbart wurde. So verpflichtet sich 

z.B. in Bezug auf einen Kaufvertrag der Verkäufer, die Ware zu den dort explizierten Bedin-

gungen zu verkaufen und zu liefern; umgekehrt verpflichtet sich der Käufer zur Abnahme und 

Bezahlung der Ware zu den explizierten Bedingungen. Etwaige Nachverhandlungen bedürfen 

daher konkreter Abweichungen gegenüber den Vertragskonditionen. Eine Kaufvertragsstö-

rung liegt dann vor, wenn eine der genannten verpflichtenden Bedingungen verletzt wird, 

bspw. durch Mängel in Bezug auf Qualität und Menge der Ware, als Verzug in Hinsicht auf 

den Lieferzeitpunkt oder als Abweichung in Bezug auf die vereinbarten Kosten.
7
  

 

 

I. Pflichtverletzung im Sinne von § 280 BGB 

 

Pflichtverletzungen durch den Verkäufer können in Form einer Schlechtleistung durch eine 

mangelhafte Lieferung (als Mängel in der Art, Menge, Qualität) oder als Lieferungsverzug 

(bei nicht rechtzeitiger Lieferung) auftreten.
8
 Der Begriff Pflichtverletzung wird als Schlüs-

selbegriff im Leistungsstörungrecht verwendet. Nach dem Gesetzgeber liegt eine Pflichtver-

letzung vor, wenn der Schuldner objektiv hinter seinen durch das Schuldverhältnis übernom-

menen Pflichten zurückbleibt.
9
 Mit der Konzeption der Pflichtverletzung wird beabsichtigt, 

„sämtliche schuldnerseitigen Störungstatbestände in einer einheitlichen Norm zu erfassen und 

mit einer verschuldensabhängigen Schadensersatzpflicht des Schuldners zu sanktionieren.“
10

  

Sicherlich liegt es grundsätzlich im Interesse seriöser, win-win-orientierter Vertragsparteien, 

die Pflichtverletzung durch eine nachträgliche Erfüllung oder in anderer adäquater Weise aus-

                                                           
7
 MüKo BGB/Westermann, 7. Aufl., 2016, § 434, Rn. 6; Jauernig BGB/Berger, 16. Aufl., 2015, § 434, Rn. 6; 

Richter, Vertragsrecht, München 2011, 238.  
8
 MüKo BGB/Ernst, 7. Aufl., 2016, § 280, Rn. 10; BeckOK BGB/Unberath, 37. Ed., 2011, § 280, Rn. 22;    

Erman BGB/Westermann, 14. Aufl., 2014, § 280, Rn. 10; Jauernig BGB/Stadler, 16. Aufl., 2015, § 280, Rn. 10. 
9
 Staudinger v. BGB/Schwarze, 14 Aufl., 2014, § 280, Rn. C1; MüKo BGB/Ernst, 7. Auflage 2016, § 280,      

Rn. 11; BeckOK BGB/Unberath, 37. Ed., 2011, § 280, Rn. 11; Jauernig BGB/Stadler, 16. Aufl., 2015, § 280, 

Rn. 8; vgl. RegE BT-Drucks 14/6040, 133, 135. 
10

 MüKo BGB/Ernst, 7. Aufl., 2016, § 280, Rn. 11; BeckOK BGB/Unberath, 37. Ed., 2011, § 280, Rn. 31;  

Erman BGB/Westermann, 14. Aufl., 2014, § 280, Rn. 10; Jauernig BGB/Stadler, 16. Aufl., 2015, § 280, Rn. 20; 

vgl. RegE BT-Drucks 14/6040, 135. 

© Springer Fachmedien Wiesbaden 2016
S.R. Azimi, Kaufvertragsstörungen aus Sicht des BGB und 
des iranischen Rechts, DOI 10.1007/978-3-658-13836-3_2



5 
 

zugleichen. Als Voraussetzung zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen werden bei Auf-

treten eines Sachmangels innerhalb der gesetzlichen Gewährleistungsfristen §§ 434, 438 

BGB, bei Nichtlieferung trotz Mahnung bzw. Nichteinhaltung des vereinbarten Liefertermins 

§ 286 BGB angewandt. Pflichtverletzungen durch den Käufer stellen naturgemäß der Annah-

meverzug und der Zahlungsverzug dar. Als Voraussetzung zur Geltendmachung von Rechts-

ansprüchen gelten in Hinsicht auf die ordnungsgemäße Lieferung der bestellten Ware §§ 293, 

294 BGB, bei Nichtzahlung trotz Mahnung bzw. Nichtzahlung am vereinbarten Termin oder 

Nichtzahlung der Rechnung innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zugang der Rech-

nung § 286 BGB.
11

 

 

 

II. Störung der Geschäftsgrundlage 

 

Relevant kann bei dem Begriff der Vertragsstörung ebenfalls das Rechtsinstitut der Störung 

der Geschäftsgrundlage sein, wonach bestehende Verträge bei Vertragsschluss an veränderte 

Umstände angepasst oder, in Ausnahmefällen,
12

 auch aufgehoben werden können. Eine Stö-

rung der Geschäftsgrundlage liegt dann vor, wenn die Äquivalenz von Leistung und Gegen-

leistung erheblich beeinträchtig ist und für die Vertragsparteien ein Festhalten an dem unver-

änderten Vertrag unzumutbar wäre.
13

 Die Geschäftsgrundlage bilden hier die bei Vertrags-

schluss bestehenden gemeinsamen Vorstellungen beider Parteien oder die dem jeweils ande-

ren Teil (Vertragspartner) erkennbar gewordenen und nicht beanstandeten Vorstellungen der 

einen Vertragspartei von der Existenz oder dem zukünftigen Eintritt gewisser (nicht genauer 

benannter) Umstände, die als so selbstverständlich erscheinen, dass sie nicht ausdrücklich 

Gegenstand der Vereinbarung geworden sind.
14

 

 

                                                           
11

 MüKo BGB/Ernst, 7. Aufl., 2016, § 286, Rn. 87; BeckOK BGB/Lorenz, 37. Ed., 2015, § 286, Rn. 38; Jauer-

nig BGB/Stadler, 16. Aufl., 2015, § 286, Rn. 33; Richter, Vertragsrecht, München 2011, 239. 
12

 Siehe BGH Urt. v. 30.9.2011, V ZR 17/11, BGHZ 191, 139, Rn. 20 ff. 
13

 Kaiser, I. Leistungsstörungen, in: Staudinger v., BGB Eckpfeiler des Zivilrechts, Berlin 2014, Rn. 88.  
14

 BeckOK BGB/Unberath, 37. Ed., 2011, § 313, Rn. 4; MüKo BGB/Finkenauer, 7. Aufl., 2016, § 313, Rn. 8; 

Erman BGB/Westermann, 14. Aufl., 2014, § 280 Rn. 8; Schade, Wirtschaftsprivatrecht, Stuttgart 2009, 103 f. 
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Die Voraussetzungen für Störungen der Geschäftsgrundlage liegen in folgenden Merkma-

len:
15

 

- Es muss für die Vertragsstörung eine Regelungslücke vorliegen (Subsidiarität). 

- Es sind bestimmte Umstände bei Vertragsabschluss zur Geschäftsgrundlage geworden. 

- Diese Umstände haben sich dann nach Vertragsschluss gravierend verändert oder als 

falsch herausgestellt. 

- Bei Vorhersehbarkeit dieser Änderungen hätten die Vertragsparteien den Vertrag nicht 

oder mit einem anderen Inhalt geschlossen. 

- Der benachteiligten Partei kann ein Festhalten am Vertrag unter Berücksichtigung aller 

Umstände, insbesondere der vertraglichen oder gesetzlichen Risikoverteilung, nicht zu-

gemutet werden. 

 

 

III. Differenzierte Rechtsgebiete international 

 

Unter dem Fokus der vorliegenden Arbeit stellt sich die Frage, wie eine Vertragsstörung im 

Kontext eines internationalen Kauf- bzw. Handelsrechts zu beurteilen ist. Hierbei wird be-

deutsam, welches Recht auf den einzelnen Vertrag anwendbar ist, wenn es zu einer Vertrags-

störung kommt. Neben der unter Kapitel B. I. und II. gemäß BGB dargelegten Rechtsgrund-

lage können bei internationalen Vertragsabschlüssen sehr verschiedene Rechtsgebiete invol-

viert sein, die wie folgt zu differenzieren sind:
16

 

- das nationale Kaufrecht der einzelnen Staaten, 

- das überstaatliche Recht (bspw. Europarecht), 

- das Internationale Privatrecht (IPR) sowie 

- das UN-Kaufrecht (CISG). 

Jedes der genannten Rechtsgebiete beansprucht als System Gültigkeit und im Falle von Ver-

tragsstörungen (Pflichtverletzungen) entsprechende Regularien zu bieten, auf deren Grundla-

ge Klärungen der Sachverhalte (die Erfüllung von Schadensansprüchen) erfolgen können. 

 

 

                                                           
15

 MüKo BGB/Finkenauer, 7. Aufl., 2016, § 313, Rn. 56f.; BeckOK BGB/Unberath, 37. Ed., 2011, § 313,       

Rn. 25ff.; Schade, Wirtschaftsprivatrecht, Stuttgart 2009, 103 f.  
16

 Vgl. Gildeggen, Internationale Handelsgeschäfte, München 2000, 23. 


